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Agrarpolitik

In dem Ende November zwischen Rat der Europäischen Union und Europäischem Par-
lament  erzielten  Kompromiss  zum EU-Haushalt  2017  entfallen  bei  einem Gesamtauf-
kommen von 157,9  Mrd.  Euro an Verpflichtungsermächtigungen (134,5 Mrd.  Euro an
Zahlungsermächtigungen) 58,6 (54,9) Mrd. Euro (entsprechend 37 Prozent beziehungs-
weise 41 Prozent der Gesamtmittel) auf die Haushaltsrubrik „Nachhaltiges Wachstum –
Natürliche  Ressourcen“,  die  weitgehend  dem  Agrarhaushalt  entspricht.  Während  die
Zahlungsermächtigungen in dieser Rubrik gegenüber dem Vorjahr in etwa gleich blieben,
ist  bei  den  Verpflichtungsermächtigungen  ein  etwa  sechsprozentiger  Rückgang  vorge-
sehen. Die erste Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) enthält dabei rund 42,6 Mrd.
Euro (plus 1 Prozent) für die inzwischen weitgehend von der Produktion entkoppelten
Flächenprämien (Direktzahlungen an Landwirte) und Marktmaßnahmen. In der zweiten
Säule, die die Mittel für die ländliche Entwicklung einschließlich gezielter Agrarumwelt-
maßnahmen beinhaltet, sind 14,4 Mrd. Euro an Verpflichtungsermächtigungen eingeplant
(minus 23 Prozent), was eine deutliche, vom Landwirtschaftsausschuss des Europäischen
Parlaments  kritisierte  Kürzung bedeutet.  Die  für  die  erste  Säule bereitgestellten Mittel
enthalten auch das zweite „Hilfspaket“ zur Unterstützung der von der Marktkrise betroffe-
nen Tierhalter (siehe unten).

Hinsichtlich des  EU-Agrarhandels  sind der  Abschluss des  CETA-Freihandelsabkom-
mens mit Kanada sowie die Wirtschaftspartnerschaft mit sechs südafrikanischen Staaten
(SADC) zu erwähnen. Während Kanada Quoten für den zollfreien Export von hormon-
freiem Rind-  und  Schweinefleisch  erhält,  wird  die  Europäische  Union  von gleichfalls
quotengeregelten,  verbesserten  Ausfuhrmöglichkeiten  für  Wein,  Käse  und  verarbeitete
Lebensmittel sowie dem nun auch in Kanada gewährleisteten Schutz ihrer geografischen
Herkunftsangaben profitieren. Südafrika,  Botswana und die anderen vier SADC-Länder
erhalten zoll- und kontingentfreien Zugang zum EU-Binnenmarkt. Die EU-Ausschüsse der
Bauernverbände waren gegen dieses Abkommen, weil sie Einbußen der heimischen Erzeu-
ger bei Ethanol, Zucker und Orangen befürchten. Der bevorstehende Brexit dürfte sich
negativ  auf  den  deutschen  Agrarhandel  insbesondere  mit  verarbeiteten  Erzeugnissen
auswirken.  Eine  Studie  des  Thünen-Instituts  geht  diesbezüglich  bei  Einführung WTO-
konformer Zölle von einem um 700 Mio. Euro verminderten jährlichen Agrarexportüber-
schuss aus.1

1 Agra-Europe  49/2015,  EU-Nachrichten,  S. 4;  Agra-Europe  29/2016,  EU-Nachrichten,  S. 10-11;  Agra-
Europe  38/2016,  EU-Nachrichten,  S. 4-6;  Agra-Europe  40/2016,  EU-Nachrichten,  S. 9;  Agra-Europe
45/2016,  EU-Nachrichten,  S. 5-6;  Agra-Europe 47/2016,  EU-Nachrichten,  S. 7;  Rat  der Europäischen
Union: Haushaltsverfahren 2017. Dokument über die Vermittlung – Gemeinsamer Entwurf, Dok. Nr. 1,
17-11-2016.
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Entwicklungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)

Auch wenn die Milchpreise in der zweiten Jahreshälfte 2016 wieder angestiegen sind, so
hatten große Teile des europäischen Agrarsektors immer noch unter den Auswirkungen
einer für viele Betriebe existenzbedrohenden Marktkrise zu leiden. Nachdem die Kom-
mission nach den im September 2015 beschlossenen Maßnahmen zunächst kein weiteres
Hilfsprogramm vorschlagen wollte, hat sie dies schließlich doch noch getan, sodass am 18.
Juli ein zweites, wiederum 500 Mio. Euro umfassendes, „Hilfspaket“ beschlossen werden
konnte. 150 Mio. Euro wurden dabei für eine vorübergehende freiwillige Milchmengen-
reduzierung verwendet, bei der den teilnehmenden Landwirten 14 Eurocent je Kilogramm
nicht gelieferter Milch gezahlt wurde. Mit dem Geld wurde bei gut 58.000 Antragstellern
EU-weit  die  Milchproduktion  um  gut  1  Mio.  Tonnen  Milch  (entsprechend  circa  0,6
Prozent der Produktion) vermindert. In Deutschland haben sich knapp 11.000 Landwirte
(circa 15 Prozent der deutschen Milchviehhalter) an dem freiwilligen Programm beteiligt
und dabei circa 288.000 Tonnen Milch weniger erzeugt, was knapp 1 Prozent der deut-
schen Jahresmilchanlieferung entspricht. In Frankreich, dem nach Deutschland zweitgröß-
ten Milcherzeugerland, wurden 11.300 Landwirte für die Nichtproduktion von 146.000
Tonnen  Milch  kompensiert.  Wie  effektiv  diese  Maßnahme  tatsächlich  war,  lässt  sich
schwer beurteilen,  da man ja  nicht  weiß,  wie sich der  Milchpreis ohne die freiwillige
Mengenreduktion  entwickelt  hätte.  Das  französische  Agrarministerium  bewertete  das
Programm im März  2017  angesichts  eines  beobachteten  Preisanstiegs  um 23  Prozent
gegenüber Juli 2016 auf EU-Ebene dennoch als Erfolg, der den Nutzen von Marktein-
griffen  zur  Dämpfung  konjunkturell  bedingter  Einkommensschwankungen  aufgezeigt
habe. Es sei notwendig, derartige schnell anwendbare Maßnahmen im Rahmen der künf-
tigen GAP zu entwickeln.  Kritischer  hatte  sich der  Deutsche Bauernverband geäußert,
indem er auf die Gefahr starker „Mitnahmeeffekte“ verwies und monierte, dass die finan-
ziellen Kompensationen gerade an solchen Landwirten vorbeigingen, die langfristig weiter
wirtschaften möchten. Für eine von den im European Milk Board zusammengeschlossenen
Landwirten  geforderte  vorübergehende  obligatorische  Mengenbegrenzung,  ähnlich  der
2015 abgeschafften Milchkontingentierung, hätte es im Rat der Europäischen Union keine
Mehrheit gegeben. Die restlichen 350 Mio. Euro aus dem zweiten Hilfspaket standen den
Mitgliedstaaten für national kofinanzierbare gezielte Liquiditätshilfen an die Tierhalter zur
Verfügung. So wurden in Frankreich mit den entsprechenden, aus dem nationalen Haushalt
auf knapp 100 Mio. Euro verdoppelten, Mitteln unter anderem die 14 Eurocent je Kilo-
gramm Milchproduktionsverringerung auf  24  Eurocent  für  die  ersten  5  Prozent  einer
betrieblichen Mengenreduzierung erhöht. In Deutschland hingegen wurde das gleichfalls
national  um 100 Prozent  auf  insgesamt 116 Mio.  Euro  aufgestockte  Budget  für  einen
Zuschuss  von  0,36 Eurocent  je  Kilogramm  Jahresmilchlieferung  verwendet.  Dieser  –
gemessen  an  den  marktbedingten  Verlusten  –  geringe  Betrag  wurde  allen  Betrieben
gewährt,  die  ihre  Milchanlieferung  gegenüber  einem  Vergleichszeitraum  nicht  erhöht
hatten.

In welchem Maße künftig noch an die Produktion gekoppelte (stärker marktverzerren-
de) Prämien, wie derzeit zum Beispiel für Mutterkühe und Schafe in Frankreich oder für
Zuckerrüben in Polen, gezahlt werden dürfen, ist zwischen den Mitgliedstaaten strittig.
Deutschland,  die  Niederlande  und  Dänemark  sind  in  jedem Fall  gegen  Beihilfen  für
Schweine und Geflügel, die Italien und Rumänien gerne neu einführen würden.
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In  der  deutschen  Öffentlichkeit  wurde  die  Weiterentwicklung der  GAP zuletzt  sehr
kontrovers diskutiert. Selbst innerhalb der Bundesregierung konnte bisher keine gemein-
same Linie gefunden werden. So plädierte das SPD-geführte Umweltministerium für eine
baldige,  nach  den  geltenden  EU-Regeln  mögliche,  maximale  Umschichtung  von  15
Prozent (anstatt zur Zeit 4,5 Prozent) der Fördermittel aus der ersten in die zweite Säule
der GAP, um so eine umweltgerechte Landwirtschaft  zu fördern und besondere Natur-
schutzleistungen  honorieren  zu  können.  Bundesumweltministerin  Barbara  Hendricks
möchte in diesem Sinne statt pauschaler Flächenprämien künftig „öffentliches Geld (…)
nur noch für öffentliche Leistungen geben“.2 Diese Position wird angesichts des anhalten-
den Biodiversitätsverlusts in der Agrarlandschaft und der zum Teil hohen, die Gewässer
belastenden Nährstoffüberschüsse, von zahlreichen Umweltverbänden geteilt. Mit Verweis
auf  die  Einkommenswirksamkeit  der  Flächenprämien  will  das  von  Christian  Schmidt
(CSU) geführte  Bundeslandwirtschaftsministerium –  ebenso  wie der  Deutsche  Bauern-
verband – demgegenüber an der momentanen Ausgestaltung der GAP festhalten und lehnt
sogar eine vom Bundesrat  vorgeschlagene sechsprozentige Mittelumschichtung ab. Aus
Sicht von Bund und Ländern haben die aus der ersten Säule umgeschichteten EU-Mittel
den Vorteil, keine Kofinanzierung zu erfordern.

Die Umweltverbände plädieren auch für eine stärkere Umverteilung der Flächenprä-
mien auf kleinere Betriebe. Diese Forderung wird seitens ostdeutscher Landwirtschafts-
minister und Agrarvertreter wegen der dortigen großbetrieblichen Strukturen strikt abge-
lehnt.  Für  den Präsidenten des  Sächsischen Landesbauernverbands hätte  eine derartige
Umverteilung  sogar  negative  Umweltwirkungen,  da  hierdurch  zum  Beispiel  ein  800
Hektar  großer,  Kühe haltender  Betrieb  (mit  Grünland)  im Erzgebirge  Direktzahlungen
zugunsten eines 80 Hektar-Betriebes mit intensiver Schweinemast und Maismonokultur in
Niedersachsen verlieren würde.

In der bis 2020 laufenden Förderperiode dürfte sich an der GAP trotz aller Kritik nichts
Grundlegendes  ändern.  Der  betriebliche  Mindestanteil  der  ökologischen  Vorrangfläche
(ÖVF) als Voraussetzung für die Gewährung der  sogenannten „Greening-Komponente“
der Flächenprämie soll, anders als zwischenzeitlich geplant, nicht von 5 auf 7 Prozent der
bewirtschafteten Ackerfläche erhöht werden. Allerdings wird künftig der chemisch-synthe-
tische  Pflanzenschutzmitteleinsatz  auf  mit  Leguminosen  bestellten  und  jeweils  zu  70
Prozent  der  ÖVF zugerechneten Ackerflächen  untersagt.  Der  Deutsche  Bauernverband
und  der  Bundeslandwirtschaftsminister  waren  gegen  dieses  Verbot,  weil  dadurch  die
Attraktivität  des  heimischen  Eiweißpflanzenanbaus,  der  angesichts  des  hohen  Import-
bedarfs eigentlich ausgedehnt werden sollte, beeinträchtigt würde. Auch weil eine qualifi-
zierte Mehrheit an Gegenstimmen nicht erreichbar schien, verzichtete der Minister jedoch
darauf, im Rat gegen den entsprechenden Kommissionsvorschlag vorzugehen.

Offen bleibt, wie es in der nächsten Förderperiode mit der GAP weitergehen wird. Hier-
zu hatte die Europäische Kommission von Anfang Februar bis Anfang Mai 2017 alle inter-
essierten Bürger und Organisationen zu einer öffentlichen Online-Konsultation über Ziele
und Kriterien der künftigen Förderpolitik aufgerufen, deren Auswertung in die Erarbeitung
von GAP-Optionen einfließen soll, die die Kommission Ende 2017 vorstellen möchte. Der
Deutsche Bauernverband kritisierte die Art und Weise, mit der Nichtregierungsorganisa-
tionen dabei mittels „Softwareprogrammierung“ und „vorformulierten Antworten“ mehr
als 135.000 Personen zur „wenig bis kaum reflektierten Teilnahme“ veranlasst hätten und

2 Agra-Europe 8/2017: Hendricks will grundlegende GAP-Reform, EU-Nachrichten, S. 6. 
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verlangte von der Kommission dies bei der Auswertung zu berücksichtigen. Die pauscha-
len Flächenprämien, deren Umwidmung und zielgerichtete alternative Verwendung neben
den Umweltverbänden, vor allem SPD und Grüne anstreben, werden nicht nur unter Legi-
timations- und Effizienzaspekten sondern wohl auch durch Haushaltszwänge unter Druck
geraten. Der bevorstehende Brexit3 könnte die finanziellen Spielräume weiter einschrän-
ken. Agrarkommissar Phil Hogan hat erklärt, in Zukunft die bäuerliche Landwirtschaft in
benachteiligten Gebieten und Junglandwirte stärker fördern zu wollen.4

Agrarumweltpolitik5

Nach einer von Wissenschaftlern unterschiedlicher europäischer Universitäten und For-
schungseinrichtungen6 verfassten  Studie  bei  der  88  Ökologen  aus  17 europäischen
Ländern befragt und das gegenwärtige ÖVF-Angebot ausgewertet wurde, ist die ökolo-
gische  Wirksamkeit  und  Effizienz  des  Greenings  beziehungsweise  der  mit  der  letzten
GAP-Reform eingeführten ÖVF-Regelung (siehe oben) als eher gering zu erachten. Die
meisten Landwirte in der Europäischen Union entledigten sich ihrer ÖVF-Verpflichtung
durch den Anbau von Zwischenfrüchten (27,7 Prozent, in Deutschland sogar 68,0 Prozent
der als ÖVF gemeldeten Flächen) und stickstofffixierender Leguminosen (45,4 Prozent, in
Deutschland 11,8 Prozent der ÖVF). Doch diese Flächennutzungen seien im Gegensatz zu
Brachen (EU: 21,2 Prozent, in Deutschland 16,2 Prozent der ÖVF), Pufferstreifen (EU:
0,7 Prozent, Deutschland: 1,2 Prozent der ÖVF) oder Hecken und anderen Landschaftsele-
menten (EU: 4,3 Prozent, Deutschland: 2,4 Prozent der ÖVF) wenig geeignet den Verlust
an Biodiversität aufzuhalten. Der hohe finanzielle Aufwand für die Flächenprämien (siehe
oben)  führt  somit  nicht  zu  einer  ausreichenden  Bereitstellung  des  öffentlichen  Gutes
„Artenvielfalt“. Die Wissenschaftler plädieren unter anderem dafür, ÖVF-Optionen anzu-
bieten beziehungsweise mit einem höheren Anrechnungsfaktor zu belegen, die stärker die
Biodiversität befördern. Zwischenfrüchte und stickstofffixierende Pflanzen hingegen soll-
ten niedriger gewichtet und der Einsatz von Agro-Chemikalien eingeschränkt werden. Der
Leiter der Studie erachtete in diesem Zusammenhang ein generelles Verbot von Pflanzen-
schutzmitteln auf der ÖVF (siehe oben) als sehr wichtig.

Nach wie vor schwierig gestaltet sich die Entscheidungsfindung zur Anbauzulassung
gentechnisch  veränderter  Organismen (GVO).  So  erzielte  der  zuständige  EU-Fachaus-
schuss weder für zwei neue transgene Maissorten noch bei der Neuzulassung der Mais-

3 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
4 Agra-Europe 26/2016,  EU-Nachrichten,  S. 1;  Agra-Europe  29/2016,  EU-Nachrichten,  S. 10-12;  Agra-

Europe 30/2016,  EU-Nachrichten,  S. 7;  Agra-Europe 32/2016,  EU-Nachrichten,  S 5;  Agra-Europe 33/
2016, EU-Nachrichten, S. 5-11; Agra-Europe 34/2016, Sonderbeilage, S. 1-3; Agra-Europe 36/2016, EU-
Nachrichten, S. 2; Agrisalon.com: La réduction de la production sera indemnisée de 14 à 24 centimes par
kilo,  31.8.2016,  abrufbar  unter:  http://www.agrisalon.com/actualites/2016/08/31/la-reduction-de-la-pro
duction-sera-indemnisee-de-14-a-24-centimes-par-kilo (letzter Zugriff: 5.9.2016); Agra-Europe 43/2016,
EU-Nachrichten,  S. 1-2;  Agra-Europe  45/2016,  Länderberichte,  S. 28-29;  Agra-Europe  51/2016,  EU-
Nachrichten, S. 7; Agra-Europe 6/2017, EU-Nachrichten, S. 2, S. 5; Agra-Europe 8/2017, EU-Nachrich-
ten, S. 6; Site du ministère de l´agriculture et de l´alimentation: Stéphane Le Foll annonce le versement de
l’aide à la réduction de production de lait  à 11 300 producteurs, 16.3.2017, abrufbar unter:  http://agri
culture.gouv.fr/laide-la-reduction-de-production-de-lait-versee-11-300-producteurs  (letzter  Zugriff:  24.8.
2017;  Agra-Europe 14/2017, EU-Nachrichten, S. 1,  S. 6; Agra-Europe 15/2017,  EU-Nachrichten, S. 1,
S. 4–5;  Agra-Europe  18/2017,  EU-Nachrichten,  S. 2-3;  Agra-Europe  19/2017,  Länderberichte,  S. 27;
Agra-Europe 23/2017, EU-Nachrichten, S. 4.

5 Siehe auch den Beitrag „Umwelt-, Klima-, und Meerespolitik“ in diesem Buch.
6 Guy Pe’er et al.: Adding Some Green to the Greening: Improving the EU’s Ecological Focus Areas for

Biodiversity and Farmers, in: Conservation Letters, November 2016, S. 1-14. 

216 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

http://www.agrisalon.com/actualites/2016/08/31/la-reduction-de-la-pro
http://agriculture/
http://agricul/
http://agricul/
http://agri/
http://www.agrisalon.com/actualites/2016/08/31/la-reduction-de-la-production-sera-indemnisee-de-14-a-24-centimes-par-kilo
http://www.agrisalon.com/actualites/2016/08/31/la-reduction-de-la-production-sera-indemnisee-de-14-a-24-centimes-par-kilo


Agrar- und Fischereipolitik

sorte  MON810 eine qualifizierte  Mehrheit  der  Mitgliedstaaten.  Deutschland  hatte  sich
enthalten und gehört  zu den Mitgliedstaaten, für die diese Entscheidung ohnehin nicht
relevant ist, da die Bundesrepublik die neue „Opt-Out-Klausel“ in Anspruch nimmt. Die
Zulassungsentscheidung liegt nun bei der Kommission. Ähnlich verhielt es sich in zahl-
reichen  Fällen  der  GVO-Nutzung  für  Lebens-  und  Futtermittel.  Bei  letzteren  hat  die
Kommission nach entsprechendem Patt  im Fachausschuss und nach Bescheinigung der
Unbedenklichkeit  durch  die  Europäische  Behörde  für  Lebensmittelsicherheit  (EFSA)
mehrere  Importzulassungen für  Mais-  und  Sojasorten  erteilt.  Die  Kommission  möchte
diese Entscheidungen loswerden und strebt daher eine Reform des entsprechenden Komi-
tologieverfahrens an.  So sollen Enthaltungen im Fachausschuss bei  der  Frage,  ob eine
qualifizierte  Mehrheit  erreicht  wird,  künftig  keine  Rolle  mehr  spielen.  Käme dennoch
keine Entscheidung zustande, sollte das Problem aus dem Fachausschuss an den Rat der
Europäischen Union weitergereicht werden, dessen Mitglieder dann unter einem größeren
Zwang stünden, sich zu positionieren. Die Novelle des deutschen Gentechnikgesetzes zum
grundsätzlichen  nationalen  Vorgehen  hinsichtlich  der  „Opt-Out-Regelung“  ist  vorerst
gescheitert, nachdem die für Forschungspolitik zuständigen Unionspolitiker einem letzten
Kompromissentwurf  zwischen  den  Regierungsfraktionen  nicht  zustimmen wollten.  Der
Gesetzentwurf war im Übrigen seitens der SPD und vom Bundesrat wegen des zu erwar-
tenden  hohen  bürokratischen  Aufwands  bei  der  Initiierung nationaler  GVO-Anbauaus-
nahmen stark kritisiert worden, da er hierfür das Einvernehmen von sechs Bundesministe-
rien vorsah und zudem die Bundesländer ein Verbot jeweils schlüssig hätten begründen
müssen.

Nachdem sich Bund und Länder auf eine verbindliche Definition sogenannter „roter“,
das heißt besonders stark nitrat- oder phosphatbelasteter Gebiete, für die die betroffenen
Bundesländer  zusätzliche  Maßnahmen  zur  Gewässerqualitätsverbesserung  ergreifen
müssen, geeinigt  hatten, stand der  Verabschiedung des  novellierten Düngerechts  nichts
mehr im Wege. Ob hierdurch die Klage der Kommission beim Gerichtshof der Europä-
ischen  Union  (EuGH)  wegen  Nichteinhaltung  der  EU-Nitratrichtlinie  (91/676/EWG)
hinfällig wird, bleibt abzuwarten. 2016 liefen gegen neun Mitgliedstaaten Vertragsverlet-
zungsverfahren wegen unzureichender Umsetzung dieser  Richtlinie.  Das Strafverfahren
gegen Frankreich hat die Kommission nach Einführung eines entsprechenden nationalen
Programms inzwischen eingestellt.

Aufgrund der Bewertungen durch EFSA und Europäische Chemikalienagentur (ECHA)
hat  die Kommission dem zuständigen Fachausschuss im Juni 2017 die auf zehn Jahre
begrenzte Wiederzulassung von Glyphosat zur Entscheidung vorgelegt. Der Einsatz vor
der  Ernte,  auf  Spielplätzen  und  in  Parks  soll  jedoch  untersagt  werden.  Mit  einem
Beschluss ist im Herbst 2017 zu rechnen. Während die EU-Bauernverbände und die Pflan-
zenschutzindustrie gerne eine Zulassung für 15 Jahre gesehen hätten, hatten Umwelt- und
Ökolandbauorganisationen ein Verbot gefordert. Die EU-Behörden wurden kritisiert, weil
sie sich bei ihrer Risikobewertung auch auf durch die Industrie finanzierte Studien gestützt
hatten. Grüne EU-Abgeordnete haben zudem vor dem EuGH geklagt, um volle öffentliche
Einsicht in die von der EFSA verwendeten Studien zu erzwingen. 

Ende Juni ist es nach mehr als drei Jahre währenden Trilog-Verhandlungen den Vertre-
tern von Parlament, Rat und Kommission überraschend doch noch gelungen, die Novellie-
rung der EU-Ökoverordnung auf den Weg zu bringen, auch wenn die endgültige Verab-
schiedung durch Rat und Parlament noch aussteht. Der Entwurf sieht unter anderem eine
Harmonisierung der Standards für Importe aus Drittländern sowie einheitliche Regeln zum
verwendeten  Saatgut  vor.  Die  Öko-Anbauverbände  hätten  ein  Scheitern  der  Novelle
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bevorzugt, obwohl die von ihnen kritisierte Definition von Ökoprodukten durch Grenz-
werte für Pestizid-Rückstände anstatt durch die Produktionsmethode, im letzten Verord-
nungsentwurf nicht  mehr enthalten war und die Öko-Landwirte nun vorerst nicht mehr
fürchten müssen, bei Pestizid-Einträgen aus der Nachbarschaft automatisch den Ökopro-
duktstatus aberkannt zu bekommen.7

Fischereipolitik

Dem bis spätestens im Jahr 2020 zu erreichenden Ziel,  ihre Fischbestände nachhaltig,
unter Erzielung des höchstmöglichen Dauerertrags zu bewirtschaften, ist die Europäische
Union im Nordostatlantik (inklusive Nord- und Ostsee), wo inzwischen für über die Hälfte
der Bestände dieses Kriterium als erfüllt gilt, bereits recht nah gekommen. In der Nordsee
konnten die erlaubten Fangquoten für Seelachs, Makrelen und erneut auch für Kabeljau
erhöht werden. Die Seelachsquote wurde dabei um 53 Prozent auf knapp 50.000 Tonnen
angehoben, wobei der Rat nach den Empfehlungen der Meereswissenschaftler die Fang-
quote sogar um 90 Prozent hätte erhöhen können, mit Blick auf die Märkte jedoch nicht so
weit gehen wollte. Kritisch ist hingegen – anders als beim dortigen Hering – nach wie vor
die Lage beim Dorsch in der westlichen Ostsee. Trotz der bisherigen Anstrengungen hat
sich dessen Bestand nicht erholt. Die Fangquote wurde um 56 Prozent gesenkt, obwohl die
Kommission zunächst eine Reduzierung um 88 Prozent empfohlen hatte. Letztere war als
zu abrupt erachtet worden. Die Politik versucht demnach eine Balance zwischen dem wirt-
schaftlichen Überleben der Fischer und dem Bestandsaufbau zu finden. Angesichts der
existenzbedrohenden  Einbußen  erhalten  die  betroffenen  Ostsee-Fischer  EU-Beihilfen.
Zum ersten Mal wurden beim Dorsch auch für Angler Restriktionen beschlossen. Unver-
ändert problematisch ist die Situation im Mittelmeer. Einen Lichtblick bieten hier jedoch
die Bestände an Rotem Thun, der dort zu Beginn des Jahrhunderts vor der Ausrottung
stand und nun voraussichtlich nächstes Jahr dank konsequentem Fischereimanagement das
angestrebte Bestandsziel erreichen wird.8
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